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�UNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 

\) 
\ 

Zl. 14.1...27/4-111/3/89 

An das 
Bundeskanzleramt 
Se"ktion VI -Volksgesundheit 

Radetzkystraße 2 
1031 W i e n 

PSYQho�ogengesetz - Ressortstellu�gnahme 
zum Begutachtungsentwurf 
Zu Zl. 61103/15-Vl/13I89 

Das Bundesministerium fUr Unterricht, Kunst und Sport teilt grund­

sätzlich die Au�fassung, daß ein Handlungsbedarf hinsichtlich einer 

seri6sen und umfass�nden psychologischen Versorgung der Bev6lkerung 

im aLlgemeinen un� eines Schutzes des einzelnen Betroffenen als Kon­

sumenten psychologischer Tätigkeiten im besonderen bes�eht, 'wie dies 

im Vo�blatt zum Entwurf eines Psychologengesetzes ausgefUhrt 'wird. 

Im Rahmen des Schulwesens bestehen in diesem Zusammenhang besondere 

Bedn�fnisse, die dazu gefUh�t haben, daß bereits vor Jahr�ehnten auf 

der·Basis des Art. 14 Abs. 1 B-Va ein schulpsychologischer Dienst 

eingerichtet worden i�t (vgl� § 11 Abs. 4 zweiter,Satz des Bundes� 

Schulaufsichtsgesetzes, BGBI.Nr. 240/1962 idF BGBI.Nr. 321/1975). 

FUr:diesen bei den Schulbeh6rden des Bundes eingerichteten Dienst� 

-de� auch durch" Gesetz vorgeschriebene AUfgaben zukommen, �estehen 

eigene Ausbildungsvorschriften (siehe die .Verordnung :def;J Bundesmini­

sters fUr Unterricht und Kunst betreffe"nd die :Aus"bildung :"und PrUfung 

fUr den h6heren schul psychologischen Dienst, BGBI.Nr. 1�1/1973, wel­

che gemäß Anlage 2 des BDG 1979 als Bundesgesetz anzuwenden ist). 

DarUber hinaus finden regelmäßig Fortbildungslehrgänge fUr diese Be-
" diensteten im Ressortbereich statt. Daher ist vom fachlichen Bereich 

fUr eine entsprechende Aus- und Fortbildung vorgesorgt, wobei auf 

die besonderen BedUrfnisse der Aufgaben des schulpsychologischen 

Dienstes Bedacht genommen wird. Besondere Regelungen betreffend die 

" Aus- und Fortbildung - wie sie im Psychologengesetz vorgesehen 

werden sollen - sind somit fUr den schul psychologischen Dienst nicht 

erforderlich. 

Der schul psychologische Dienst ist - soweit psychologische Angele­

genheiten unmittelbar betroffen sind - entweder auf Antrag der Er­

ziehungsberecht igten (bzw. der eigenberechtigten SchUler) oder gU�-::--�
l 
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achtlich für die Lehrer bzw. die Unterrichtsverwaltung (als Amts­

sachverst!ndiger) t!tig. Der besondere Schutz der I nteressen der 

Schüler (Erziehungsberechtigten) ist im Rahmen des sChulpsychologi­

schen Dienstes gegeben, wie z.B. die Bestimmungen des Schulpflicht­

gesetzes 1985, BGBI.Nr. 76, zeigen, wo die Einholung eiries sChul� 

psyChologischen Gutachtens (z.B. zur Feststellung der Schulreife 

oder im Verfahren betreffend die Aufnahme in eine Sonderschule) der 

Zustimmung bzw. eines Antrages der Erziehungsberechtigten bedarf. 

Dazu kommt die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit. Daher sind 

die besonderen Regelungen betreffend die Verschwiegenheitspflicht �m 

vorliegenden Entwurf für den sChul psyChologischen Dienst nicht nur 

erforderlich, sondern zum Teil bei der Erfüllung der Aufgaben 

hinderlich. 

Schließlich erfolgt die Vertretung auch der Interessen der Schul­

psychologen im Rahmen des Bundes-Personalvertretungsgesetzes, sodaß 

- ebenso wie für die übrigen Bedienstetengrupp'e� im B,e,rei,ch des 

6ffentlichen Dienstes - keine zus!tzliche Kammerangeh6rigkeit erfor­

derlich erscheint. 

Bereits diese Feststellungen zeigen, daß der schulpsychologische 

Dienst 
'
bei den Schulbehörden des Bundes grundsätzlich vom Geltungs­

ber�ich eines:Psychologengesetzes auszunehmen ist. Die Formulierung 

des , §  ,1 ,Abs.' 4 'erscheint :1n 'diesem Zusammenhang nicht ausreichend 

und würde 'mögliche YOl'teile eines derartigen Gesetzes auch für den 

schulpsychologischen Dienst beeinträchtigen. 
' , ' ' 

Trotz 'des Verlangens :nach einer grunds!tiTichen Ausnahme, sollten 

drei Bezugsbereiche zwisOhen dem Psycholagenges-et.z und dem schul­

psychologischen; Dienst', hergestellt werden, nä.mlich 
I' \ ". , 

1) ,Aufnahme des schulpsy.Chologischen Dienstes 'bei den Schulbeh6rden 

des Bundes und -den Ländern in das ,Verz eichnis gem!ß § 8 des Ent­

wurres kraft Gesetzes, damit im I nteresse der ' Konsumenten ein 

vollst!ndiger Überblick über psyChologische Einrich,tungen gegeben 

werden 'kann; 

2) M6glic�keit tür die SchulpsyCholog�n, auf freiwilliger BasiS dem 

Berufsverband als Mitglieder,anz ugeh6ren, wie dies bei den Amts­

ärzten gemäß § 6 1  Abs. 6 des Irztegesetz es 1984 hinsichtlich der 
Ärztekammer gegeben ist; 

3) Klarstellung� daß die Bezeichnung Schulpsychologe/Schulpsycholo­

gin nicht durch die einschr!nkenden Bestimmungen,des Psychologen­

gesetzes berührt wird (allenfalls k6nnte auch die SChaffung einer 

Funktionsbezeichnung im Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 erfol­

gen) • 
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Entsprechend den grundsätzlichen Bedenken hinsichtlich des vorlie­

genden Entwurfes in Bezug auf den schul psychologischen Dienst wird 

von einer Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen Abstand genommen. 

Lediglich zur Obergangsbestimmung im § 27 Abs. 1 wird bemerkt, daß 

Personen, die kurz vor dem Inkrafttreten eines dem Entwurf entspre­

chenden Bundesgesetzes ihre Tätigkeit aufgenommen haben, nicht 

innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten eine zumindest 

dreijährige Tätigkeit nachweisen kBnnen, wodurch sich Schwierigkei­

ten ergeben. 

F.d.R.d.A.: 

�� 

Wien, 27. Juli 1989 

FUr die Bundesministerin: 

Dr. JONAK 
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